
Und weg ist das Kind.

Im Dezember 2018 veröffentlichte RdP einen umfangreichen, seinerzeit
viel gelesenen und kommentierten Beitrag über den Umgang deutscher Ju-
gendämter mit polnischen Kindern und deren Eltern. (Den Link zu diesem
Bericht  finden Sie am Ende dieses Beitrags). In den letzten fünf
Jahren hat sich an den Verhältnissen, die, wie es sich zeigt, nicht
nur in Deutschland lebende Polen betreffen, leider nichts geändert.
Deswegen greifen wir das Thema erneut auf.

Gespräch mit Kosma Złotowski, Mitglied des Europäischen Parlaments.

Kosma Złotowski, geboren 1964. Politiker der Partei Recht und
Gerechtigkeit. 1990 bis 1994 Journalist. 1994 bis1995 Stadtpräsident
von Bydgoszcz/Bromberg, 1997 bis 2001 und 2011 bis 2014 Abgeordneter
des Sejm. 2004 bis 2010 Mitglied des Senats (obere Parlamentskammer).
Seit 2014 MdEP.

Der Petitionsausschuss des Europäischen Parlaments (PETI) hat im Ansch-
luss an eine Reise nach Deutschland, bei der er die Tätigkeit der Ju-
gendämter unter die Lupe genommen hat, einen Bericht angenommen, den
Sie mitverfasst haben.

Seit Jahren erhält der Petitionsausschuss des Europäischen Parlaments
Informationen und Gesuche von verzweifelten Eltern, denen die
deutschen Jugendämter und Familiengerichte Unrecht angetan haben. Die
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Zahl und die Gewichtigkeit der Klagen ist so groß, dass beschlossen
wurde, eine Mission des PETI-Ausschusses nach Deutschland zu schicken,
um die Situation vor Ort zu erkunden und die uns zugegangenen Informa-
tionen, zu überprüfen.

Die Mission hatte es leider nicht einfach. Deutsche Behörden, bei de-
nen wir vorgesprochen haben, zeigten sich völlig ahnungslos, be-
haupteten, sie wüssten nichts von den Entgleisungen der Jugendämter
und hätten keine Kenntnis von den Fällen, die wir ihnen vorlegten. Das
lähmte von Anfang an unsere Arbeit, weil wir, ohne die Position der
deutschen Behörden zu kennen, die in der Kritik stehenden Maßnahmen
nicht überprüfen und nicht beurteilen konnten.

Auf der einen Seite sind die Eltern, die uns erschütternde Geschichten
erzählten. Sie verglichen die Art und Weise, wie ihnen ihre Kinder
weggenommen wurden, mit Entführungen. Kinder, die ohne Bedenken von
ihren Eltern hätten erzogen werden können, landeten bei Fremden.  Auf
der anderen Seite hatten wir die deutschen Behörden, die uns offen-
sichtlich auf die Schnelle abspeisen wollten, sich offenbar nicht ein-
mal die Mühe gemacht hatten, sich ausreichend auf unsere Gespräche
vorzubereiten.

Diskriminieren deutsche Behörden und Gerichte Kinder ausländischer
Herkunft und deren Eltern?

Das geht aus allen Beschwerden hervor, die beim Petitionsausschuss des
Europäischen Parlaments eingegangen sind. Auch in Polen ist dieses
Problem nicht unbekannt. Wir wissen, dass die Familiengerichte in
Deutschland sich praktisch in allen Fällen auf die Seite der Ju-
gendämter stellen. Die Eltern haben vor den Gerichten das Nachsehen,
vor allem, wenn sie Ausländer sind. Dabei spielt die Nationalität ei-
gentlich keine Rolle. Ob  Rumänen, Polen oder Franzosen, allen werden
fast schon obligatorisch die Kinder weggenommen. Wer kein Deutscher
ist und Kinder hat, der sollte sich vor den Jugendämtern und Familien-
gerichten sehr in acht nehmen.

Wie viele Beschwerden gehen bei Ihnen ein?

Das ist kein Thema, das erst in letzter Zeit aufgetaucht ist. Seit gut
zwanzig Jahren gehen in jeder Legislaturperiode des Europäischen Parla-
ments Dutzende, wenn nicht Hunderte von Beschwerden ein. Schon in der



letzten Legislaturperiode des EP wurde eine Parlamentariermission nach
Deutschland geschickt, um die Situation zu untersuchen. Da sich sei-
ther nichts geändert hat, wurde jetzt eine weitere Mission erforder-
lich.

Wie erklären die Deutschen ihr Vorgehen?

Sie verstecken sich immer hinter den in ihrem Land geltenden Gesetzen.
Sie sagen, dass diese nie übertreten werden, und dass die Kindesentnah-
men von Gerichten überwacht werden. Rein formell gesehen ist das alles
richtig. Nur sind die diesbezüglichen deutschen Gesetze und Vorgehen-
sweisen eindeutig familienfeindlich. Die Praxis weist zudem eindeutig
auf eine unterschiedliche Behandlung von rein deutschen gegenüber aus-
ländischen Familien, beziehungsweise solchen mit einem ausländischen
Elternteil, hin.

Haben sich die dortigen Beamten wirklich nichts vorzuwerfen?

Nein, denn für sie zählt nur, dass sie sich an das geltende Recht hal-
ten, und das erlaubt ihnen oft, sehr willkürlich einzuschreiten. Sie
sagen, sie tragen Sorge für das Wohl des Kindes und das sei ja auch
der Hauptzweck der Arbeit der Jugendämter. Dieses Kindeswohl ist je-
doch so definiert, dass es dem Kind grundsätzlich in einem Waisenhaus
oder bei einer Pflegefamilie viel besser geht, als bei seinen Eltern.

Der Begriff des Kindeswohls ist offensichtlich zu weit gefasst. Gibt
es Empfehlungen, Hinweise an die Deutschen, ihre Gesetze anders zu
fassen?

Im Anschluss an die neueste Mission in Deutschland, hat der Petition-
sausschuss einen Bericht zu dem Thema angenommen. Er enthält eine Rei-
he von Empfehlungen, aber leider fand sich in dem Dokument kein Platz
für eine eindeutige Forderung an Deutschland, die natürlichen Rechte
der Familie zu achten. Es wurden zwar Forderungsvorschläge zu diesem
Thema gemacht, aber es fand sich keine Mehrheit, um sie in den Bericht
einzubringen.

Der deutsche Druck hinter den Kulissen war sehr wirksam und hat das
verhindert. Generell kann man sagen, dass deutsche Abgeordnete aller
Couleur im Europäischen Parlament an vorderster Front stehen, wenn es
darum geht, die moralische Keule zu schwingen, Resolutionen gegen an-



dere Länder zu verfassen und zu verabschieden. Wir in Polen, können
ein Lied davon singen. Die Abgeordneten halten sich aber strikt an An-
weisungen aus Berlin, die sie diskret über die einzelnen Parteischie-
nen erreichen. So muss es auch in diesem Fall gewesen sein. Und die
Möglichkeiten mit Versprechungen oder angedeutetem Liebesentzug
Mehrheiten aufzubauen, sind angesichts der deutschen Dominanz in Euro-
pa groß.

Aus der Sicht des Petitionsausschusses ist also alles in Ordnung. Wir
sind hingefahren, wir haben einen Bericht verfasst, der aber Deutsch-
land in dieser Hinsicht nicht wehtut. Und ich bin sicher, dass bald
neue Klagen und Beschwerden eingehen werden, in denen weitere
schockierende Fälle über die Zerstörung von Familien beschrieben wer-
den. Dann wird es eine weitere PETI-Mission geben, und die Deutschen
werden uns wieder sagen, dass sie zu den von uns vorgelegten Fällen
nicht Stellung nehmen können, weil sie sich nicht darauf vorbereitet
haben und die Fälle nicht kennen. Und der Kreis wird sich wiederum sch-
ließen, so wie er sich nach den ersten beiden Missionen geschlossen
hat.

Kann das Europäische Parlament in dieser Frage wirklich nichts mehr
tun?

Es kann, aber das ist, wie ich gerade geschildert habe, sehr sch-
wierig.  Deshalb sollte jeder, der die Möglichkeit dazu hat, das Thema
lautstark ansprechen. Nur ein massiver internationaler Druck kann zu
Veränderungen führen.

Seit Jahren berichten Eltern massenhaft, dass die Beamten der Ju-
gendämter ihren Kindern nicht erlauben, in ihrer Muttersprache Kontakt
zu den Eltern aufzunehmen. Hat sich in dieser Hinsicht etwas geändert?

Nichts hat sich geändert. Das ist ein weiteres Beispiel für die uner-
bittliche deutsche Hartnäckigkeit. Das Gesetz garantiert, dass ein
Kind mit seinen Eltern in der Sprache sprechen kann, in der es kommu-
nizieren möchte: Rumänisch, Französisch, Polnisch, Ungarisch und so
weiter. Hier ist gesetzlich eine vollständige Freiheit gesetzlich
garantiert. Andere Bestimmungen im Gesetz besagen jedoch, dass der
Beamte, der bei diesem Gespräch verpflichtend anwesend ist, unbedingt
den Inhalt kennen  muss. Dadurch sind die Eltern gezwungen, mit ihrem
Kind  Deutsch zu sprechen, da das oft die einzige Sprache ist, die der



Beamte versteht.

Kommen die Klagen, die Sie erreichen, auch von in Deutschland lebenden
Polen?

Nicht nur von ihnen, sondern auch von Deutschen polnischer Herkunft.
Auch die Rumänen haben sehr viele Probleme mit den örtlichen Behörden.
Des Weiteren gibt es nicht wenige Petitionen von Franzosen. Keine Na-
tionalität ist vor den Aktionen des Jugendamtes sicher.

Wenn es dem Europäischen Parlament nicht gelingt ihnen zu helfen, dann
muss es anderswo geschehen. Ich zähle sehr auf die Unterstützung der
Medien. Sie konnten den Europäern erschreckende Beispiele für die Weg-
nahme von Kindern präsentieren.

Könnten Sie einen dieser Fälle schildern?

Es ging um eine rumänische Familie. Ein Kind hatte einen Unfall. Die
Mutter brachte es in ein Krankenhaus. Das Krankenhaus stellte aber
fest, dass der Unfall ohne die Nachlässigkeit der Eltern nicht
passiert wäre. Sofort wurden Mitarbeiter des Jugendamtes hinzugezogen,
die die Auffassung der Ärzte teilten.

Die Beamten nahmen die beiden Kinder sofort mit und brachten sie bei
zwei Pflegefamilien unter. Sie erklärten, dass die Pflegefamilie, die
eines der Kinder aufgenommen hatte, sich bereits um andere Kinder küm-
mere und nicht in der Lage sei, zwei Kinder aufzunehmen. Das war der
Grund, weshalb die Geschwister getrennt wurden. Sie wurden nicht nur
aus ihrem Zuhause gerissen, sondern es wurde ihnen auch das Recht ver-
weigert, zusammenzuleben. Das Gericht ignorierte die Erklärungen der
Eltern zu den Umständen des Unfalls völlig. Als ob es im Leben nie Sit-
uationen gäbe, die sich unserer Kontrolle entziehen. Aus solch schein-
bar trivialen Angelegenheiten entstehen Familientragödien.

Lesenswert auch: „Deutsche Jugendämter, polnisches Leid“

RdP

Das Interview erschien in der Tageszeitung „Nasz Dziennik” („Unser Tag-
blatt”) vom 2. Mai 2023.

http://www.radiodienst.pl/deutsche-jugendaemter-polnisches-leid/


Rabiate Kindeswegnahmen, Sprechverbote, Sorgerechtsentzug.
Ein Bericht und eine Expertenmeinung.

Die Vorgehensweise der deutschen Jugendämter sorgt in Polen seit
Jahren für helle Aufregung und ruft oft aufs Neue die bösesten Erin-
nerungen an die preuβische und gar nationalsozialistische German-
isierungspolitik hervor. Der Vorwurf der Germanisierung wird immer
wieder erhoben.

Die uneinsichtige Haltung deutscher Behörden, die trotz zahlreicher
Verurteilungen der Bundesrepublik durch den Europäischen Gerichtshof
für Menschenrechte, trotz sehr kritischer Anhörungen im Petition-
sausschuss des Europäischen Parlaments, trotz vieler Proteste aus dem
Ausland weiterhin keinen Anlass sehen, die Vorgehensweise der Ju-
gendämter zu ändern, stöβt in Polen auf Unverständnis.

Deutsche Jugendämter machen seit Jahren von sich reden

Wie sehr emotional die polnische Sichtweise der Dinge ist, verdeut-
licht eine Reportage, die Polens gröβtes Wochenmagazin, das
katholische „Gość Niedzielny“ („Sonntagsgast“) am 10. Juni 2018 veröf-
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fentlicht hat. Wir bringen sie in einer geringfügig gekürzten,
deutschen Fassung.

„Wenn ich mich mit seinen Schuhen in der Hand meinem Alanek nähere,
fängt er an sich mit dem Rücken gegen die Wand zu stoβen. Er will
nicht nach drauβen“, erzählt Beata Bladzikowska. Zweimal in der Woche
besucht sie unter Aufsicht einer deutschen Erzieherin ihren kleinen
Sohn, den ihr das Jugendamt weggenommen hat.

Die Wohnung von Wojciech Pomorski ist seit fünfzehn Jahren unverändert
geblieben. Seit dem Tag als seine Töchterchen verschwanden. An der Tür
hängen ihre Zeichnungen, auf den Betten liegen Teddybären, so als wäre
die Zeit stehengeblieben.

Wir haben in Hamburg zwei polnische Elternteile ausfindig gemacht, de-
nen das Jugendamt ihre Kinder weggenommen hat. Ungeachtet aller Be-
mühungen um die Rückkehr, werden die Töchter und der Sohn unserer Ge-
sprächspartner weiterhin der Germanisierung unterzogen.

Die deutschen Jugendämter machen seit Jahren von sich reden. Es heiβt,
sie missbrauchen ihre Befugnisse, vor allem im Umgang mit den in
Deutschland lebenden Ausländern. Die Ämter nehmen ihnen die Kinder
weg. Sie erschweren den Kontakt mit ihnen. Sie erlauben den Eltern
nicht, sich bei Besuchsterminen mit den Kindern in ihrer Muttersprache
zu unterhalten.

Anwältin Patricia Jurewicz-Behrens



Begründet wird das mit der vermeintlichen Gefährdung des Kindes. Ob es
tatsächlich eine Gefährdung gab, das zeigt sich erst im Nachhinein.
Bis dahin bleiben die Kinder bei deutschen Pflegefamilien, verlieren
den Kontakt zu den Eltern und zu der Sprache, die sie bisher zuhause
gesprochen haben.
„In fünfzig bis sechzig Prozent der Fälle, die ich kenne, kehren die
Kinder zu ihren Eltern zurück“, berichtet Anwältin Patricia Ju-
rewicz-Behrens, die in einer Hamburger Sozietät arbeitet. Damit
bestätigt sie die hohe Zahl der offensichtlich ungerechtfertigten Inob-
hutnahmen durch das Jugendamt.

In Hamburg gibt es zehn Sozietäten mit polnischsprachigen Anwälten,
die sich solcher Fälle annehmen. Patricia Jurewicz-Behrens hat so viel
zu tun, dass sie die meisten Eltern, die zu ihr kommen an ihre Kolle-
gen verweisen muss.

Ohne Anwalt geht es nicht, denn es sind Familiengerichte, die über die
Rückkehr der Kinder zu ihren Eltern entscheiden. „Die Jugendämter
wollen, dass sich die Eltern wegen ihrer angeblichen Schuld so lange
wie möglich rechtfertigen müssen, und in dieser Zeit schreitet die Ger-
manisierung der Kinder voran“, sagt Wojciech Pomorski.

In der Nacht den Eltern weggenommen

Die Jugendämter haben uneingeschränkte Möglichkeiten sich in das Fami-
lienleben einzumischen, um, wie es in ihren Broschüren heiβt, Kinder
zu schützen. Oft werden sie aus der Familie genommen, weil Mutter,
Vater oder ein Nachbar dem Amt gemeldet haben, dass etwas Beunruhigen-
des passiert sei. Das kann z.B. eine mehrtägige Abwesenheit des Kindes
in der Schule sein, sein schlechtes Benehmen oder gar seine länger an-
haltende schlechte Stimmung, die den Schluss nahelegen, dass das Kind
Probleme habe.

„Das Jugendamt darf die Kinder aus den Familien nehmen, wenn es von
der Bedrohung seines leiblichen oder seelischen Wohles erfährt“, sagt
Frau Jurewicz-Behrens. „Oft passiert es, dass Kinder von einem Eltern-
teil misshandelt werden und blaue Flecke haben. In Notfällen übernimmt
das Amt die Fürsorge ohne Gerichtsbeschluss.“

„Über den Eltern steht in Deutschland das Jugendamt“, behauptet Woj-
ciech Pomorski, der am 18. Februar 2007 den „Polnischen Verband Eltern



gegen Diskriminierung der Kinder in Deutschland e.V.“ gegründet hat
(www.dyskryminacja.de). Der Verband hilft Eltern und Kindern, die vom
Jugendamt und der deutschen oder österreichischen Justiz geschädigt
wurden.

Wojciech Pomorski mit seinen Töchtern Iwona-Polonia und Justyna

Die letzten fünfzehn Jahre seines Lebens widmete Pomorski dem Kampf um
das Recht, seine Kinder in ihrer eigenen Kultur und Sprache erziehen
zu dürfen. „Kinder werden aufgrund des § 1666 des Bürgerlichen Ge-
setzbuches entzogen, ohne dass die Schuld der Eltern bewiesen und die
Maβnahme schriftlich begründet worden wäre. Das ist eine Satanszahl
und dementsprechend teuflisch sind die Methoden. Das Prozedere ver-
läuft oft dramatisch und übersteigt alle Vorstellungen. Es kommt vor,
dass die Mitarbeiter der Jugendamtes und Polizisten mitten in der
Nacht das Kind abholen. Nicht selten reiβen sie den Müttern Babys aus
den Armen, durchsuchen die Wohnung“, so Pomorski.

Es kommt vor, dass Mitarbeiter der Jugendamtes und Polizisten



mitten in der Nacht das Kind abholen. Nicht selten reiβen sie
den Müttern Babys aus den Armen, durchsuchen die Wohnung

„Die Jugendämter nehmen auch deutschen Eltern ihre Kinder weg. Die
Deutschen wissen jedoch, dass eine Meldung an diese Behörde oft mit
dem Entzug des Kindes endet und sind daher viel zurückhaltender, wenn
es darum geht Hilfe für ein deutsches Kind dort anzufordern. Anders
ist es, wenn es um ausländische Familien geht“, sagt Anwältin Ju-
rewicz-Behrens.

Danach gefragt, ob es sich bei der Herausnahme des Kindes aus der Fami-
lie um ein von vorneherein geplantes Vorgehen handele oder ob dies
eher aus der jeweiligen Situation heraus geschähe, tippt die Anwältin
eindeutig auf das Letztere. Das Jugendamt schreitet ein, wenn es be-
nachrichtigt wird. Sie weist darauf hin, dass, wenn die Kinder erst
einmal von der Familie getrennt wurden, der Kontakt der Eltern mit ih-
nen erschwert ist.

„Am Anfang dürfen die Eltern sie einmal in der Woche besuchen oder
noch seltener. Wenn die Kinder in einer Ersatzfamilie untergebracht
sind, ist das sogar nur einmal im Monat möglich. Oft wird den Eltern
verboten, sich mit ihnen auf Polnisch zu unterhalten, damit das, was
gesagt wird kontrolliert werden kann. Es gibt ausschließlich deutsche
Pflegefamilien“, berichtet die Anwältin.

Sechzehn Stunden lang unter Aufsicht

Beata Bladzikowska ist alleinerziehende Mutter von drei Söhnen. Den
vierten hat ihr das Jugendamt weggenommen. Ihre Vorgesetzten und die-
jenigen, die sie im Altersheim betreut sind voll des Lobes für sie.



Beata Bladzikowska

„Junge Ehefrauen sollten lieber nicht nach Deutschland kommen, denn es
kann passieren, dass sie ohne Kinder nach Hause zurückkehren müssen“,
sagt Bladzikowska.

Am 21. Dezember 2014 hat ihr das Jugendamt den jüngsten Sohn weggenom-
men, den damals siebenmonatigen Alan. „Ich habe mich schlafen gelegt.
Mitten in der Nacht hat es an der Tür geklingelt. Unbekannte in Pol-
izeibegleitung kamen in die Wohnung. Sie begannen mit der Durch-
suchung, als ob ich jemanden umgebracht hätte. Sie öffneten den
Kühlschrank, die Mikrowelle, gingen auf den Balkon. Mein Sohn Aleks
hielt den Kleinen auf dem Arm und sie sagten, dass sie ihn mitnehmen.
Ohne irgendwelche Papiere, ohne irgendeinen Schuldspruch“, berichtet
Bladzikowska.

Jetzt sieht sie ihren jüngsten Sohn einmal pro Woche und darf nur
Deutsch mit ihm sprechen. Nachts weint sie oft und weiβ nicht warum
sie ausgerechnet für den jüngsten von ihren vier Söhnen eine Bedrohung
sein soll.

Wojciech Pomorski wurden durch das Jugendamt vor fünfzehn Jahren zwei
kleine Töchter abgenommen, die dreieinhalbjährige Iwona-Polonia und
die sechsjährige Justyna, der Kontakt zu den beiden Mädchen wurde ihm
unmöglich gemacht. Bis heute hat er noch das Bild im Kopf, als die da-
mals sechzehnjährige Tanja, eine Kollegin aus dem Pflegelehrgang, sie
war ihm ins Auge gefallen, ihn in gebrochenem Polnisch fragte:



„Bleibst Du für länger hier?“

Er ist geblieben, weil er sich verliebte, und sie haben geheiratet.
„Von Anfang an haben ihre Eltern alles unternommen, um unsere Ehe zu
torpedieren und meine Frau gegen mich aufzubringen.“

Als er am 9. Juli 2003 nach Hause kam, mit zwei Katzen- und Hunde-
figürchen für die Töchter, war die Wohnung leer. Seine Frau hatte ihn
mit den Töchtern verlassen und die Kinder dem Vater entzogen. Mit
Hilfe des Jugendamtes hatte die Mutter die gemeinsamen Töchter nach
Wien gebracht, da der Vater sie angeblich entführen wollte. Als er
beim ersten Besuchstermin protestierte, weil man ihm verboten hatte
mit den Töchtern Polnisch zu sprechen, wurde jeglicher Kontakt unter-
bunden.

Insgesamt sah er sie in den fünfzehn Jahren dreimal: zwei Jahre nach
der Trennung, dann ein Jahr später und anschlieβend nach fünf Jahren.
Insgesamt sechzehn Stunden lang unter Aufsicht der Jugendamtsmitarbeit-
er. Pro Stunde des Zusammenseins mit den Töchtern musste er in Öster-
reich achtzig Euro bezahlen (in Deutschland existiert eine solche Ge-
bühr nicht).

Jugendamt-Protestplakat. Oft wird
polnischen Eltern verboten, sich
mit ihren Kindern auf Polnisch zu
unterhalten, damit das, was gesagt
wird kontrolliert werden kann. Es
gibt ausschließlich deutsche
Pflegefamilien



„Der fehlende Kontakt mit mir führte zur gänzlichen »Entpolonisierung«
meiner Töchter, zur Vertreibung der polnischen Kultur aus ihrem Leben,
des polnischen Teils ihrer Familie und zum völligen Verschwinden der
Bindung zu mir, obwohl auch ich das Sorgerecht habe“, erzählt Pomors-
ki.

Anwältin Jurewicz-Behrens sagt, dass man nicht behaupten kann, die
Polen werden absichtlich diskriminiert wenn es um den Entzug der lei-
blichen Kinder geht. Die Deutschen befolgen in solchen Fällen meistens
die Anweisungen des Jugendamtes sehr genau und die Mütter sind bereit
vorläufig in ein Mütterheim zu ziehen, damit ihre Kinder nicht in eine
Ersatzfamilie gegeben werden.

„Weil sie schlecht oder kaum Deutsch sprechen, sind viele Polen nicht
fähig sich mit dem Jugendamt korrekt zu verständigen und sind hilflos.
Viele Mütter wollen nicht ins Mütterheim gehen, sondern stellen die
Forderung, dass man ihnen ihr Kind sofort zurückgibt“, so Ju-
rewicz-Behrens.

Beata Bladzikowska wollte mit Alan ins Mütterheim, aber sie wurde
abgewiesen. Es hieβ, sie sei zu alt.

Ein Prozent

Bladzikowska kam 1998 nach Hamburg mit ihrem, heute bereits, ehemali-
gen Ehemann, den sie, wie sie sagt, geliebt hat. Nacheinander kamen
Maks (im Dezember 2018 wird er zwanzig), Nicolas und Aleks auf die
Welt. „Wir haben uns 2012 scheiden lassen, weil mein Mann mich und die
Kinder miβhandelt hat. Damals half mir das Jugendamt. Ich bin mit den
Söhnen im Frauenhaus untergekommen. Später habe ich selbst eine Woh-
nung gefunden.“

Wir treffen sie in dieser Wohnung. Die Fuβböden, die Fenster strahlen
vor Sauberkeit, das Kinderzimmer sieht wie ein Lunapark aus.

„Nach einiger Zeit habe ich dann Alans Vater kennengelernt. Ein Jahr
später wurde ich schwanger, obwohl ich es in meinem Alter eigentlich
nicht mehr erwartet hatte. Ich habe das Kind ausgetragen. Ein Kind ist
doch ein Geschenk. Nach der Geburt ist Alans Vater nach Polen zurück-
gekehrt. Er hat es hier nicht mehr ausgehalten, sprach kein Deutsch.



Ich bat das Jugendamt mir zu helfen eine Arbeit zu finden, aber sie
haben abgelehnt. Vier Treppenaufgänge weiter wohnte eine vorwitzige
deutsche Nachbarin. Ihre Kinder haben uns oft besucht. Sie hat dem Ju-
gendamt zugetragen, dass ich angeblich viel trinke. Als ich sie im
Nachhinein darauf angesprochen habe, sagte sie: »Ich kann die Pflege-
mutter für Alan sein. Du musst nur mit mir zum Jugendamt gehen und
darum bitten.« Ich habe ihr darauf geantwortet: »Alan hat eine Mutter
und ein Zuhause wohin er zurückkehren wird.«

Ich habe beim Jugendamt anfragt, wie stehen die Chancen, dass er
zurückkommt. Sie sagten: ein Prozent. Ich habe darum gebeten, dass sie
mir Blut abnehmen, die Haare oder die Leber untersuchen lassen sollen,
wenn sie meinen, dass ich Alkoholikerin sei, aber sie haben es nicht
gemacht“, berichtet Beata Bladzikowska.

Jetzt darf sie den Sohn zweimal in der Woche sehen. Seit drei Jahren
muss sie mit ihm Deutsch sprechen, sodass Alan nach und nach die pol-
nische Sprache verlernt.

„Wenn ich ihm sage, dass ich ihn liebe, dass ich Sehnsucht nach ihm
habe, dass er nach Hause zurückkehren wird, unterbricht die deutsche
Betreuerin den Besuchstermin“



„Deutsche nehmen Polen Kinder weg“. Jugen-
damt-Berichterstattung. Titelseite „Gazeta
Polska Codziennie“ („Polnische Zeitung
Täglich“) vom 19. August 2016

Beata weiβ, dass der Sohn bei einer fünfköpfigen deutschen Pflegefami-
lie wohnt. Er trägt immer noch eine Windel, obwohl er im Juni 2018 vi-
er Jahre alt geworden ist. Er hat schmutzige Ohren und Fingernägel,
wurde ohne ihr Einverständnis operiert.

Sie kämpft vor Gericht um ihren Sohn. Vor unserer Verabredung ging sie
zum Jugendamt, um die Akte einzusehen. Erschrocken musste sie fest-
stellen, dass der Sohn die deutsche Staatsangehörigkeit hat. „Warum?
Vater und Mutter haben doch die polnische Staatangehörigkeit, und Alan
hatte sie als unser Kind auch. So steht es in seiner Geburtsurkunde.“
Sie bekam keine Antwort.

Unterbrochene Vaterschaft

Es vergeht kein Tag ohne dass Wojciech Pomorski an seine Töchter
denkt. Bis heute geht er zu den Orten, wo sie gespielt, mit Kreide auf
den Asphalt gemalt haben.

„Jetzt ist die Kreide schon abgewaschen/ normaler schwarzer Asphalt
für jedermann in Hamburg/ nur für den Vater nicht,/ der hier neun
Jahre später vorbeifährt/ und sich die Tränen abwischt … Man hat uns
vor sieben Jahren einander gestohlen“, hat er in seinem Gedicht „As-
phalt“ geschrieben.

Normalerweise schreibt er eher keine Gedichte, stattdessen Eingaben an
das Gericht. Er hat Abschlüsse in Germanistik und Politikwissen-
schaften, also kennt er sich aus. Sein Prozess um die Rückgabe der
Töchter begann im Juni 2005.

„Das Verfahren wurde unterbrochen, weil das Jugendamt Hamburg Berge-
dorf, das mir das Sprechen auf Polnisch mit meinen Töchtern verboten
hat, mir die Akteneinsicht verweigerte“, erläutert Pomorski.

„Bis zu jenem Tag schwirrten die Töchter in der ganzen Wohnung umher
und plötzlich war Ruhe. Nach fünf Wochen bin ich auf den Balkon gegan-
gen und musste mich ganz fest zusammenreiβen, um nicht herunterzusprin-



gen.

Später habe ich gehört, dass, nachdem ihm sein Kind weggenommen wurde,
sich der 38-jährige Andrzej Luc aus Suwałki im Jugendamt in Berlin das
Leben mit einem Kopfschuss nahm. Eine Mutter ist mit dem Schild „Jugen-
damt“ vom Balkon gesprungen. Sachverständige haben festgestellt, dass
sie psychische Störungen hatte. Ja, was denn? Sollten sie ihre Kinder
mit einem Lächeln auf den Lippen an fremde Leute abgeben? Wäre da
nicht der Herrgott, hätte auch ich es nicht ausgehalten“, berichtet Po-
morski.

Pomorski forderte, mit seinen Töchtern bei den Besuchsterminen Pol-
nisch sprechen zu dürfen. Er berief sich auf ihre polnische Staatsange-
hörigkeit und auf die Bestimmungen des deutsch-polnischen Vertrages
über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit vom 17.
Juni 1991 (Art. 20, Abschnitt 1 bis 3 und Art. 21, Abschnitt 1 und 2),
die unter anderem besagen, dass die Deutschen in Polen und die Polen
in Deutschland „sich privat und in der Öffentlichkeit ihrer Mutter-
sprache frei bedienen dürfen.“

„Ich war der Erste, der »nein« gesagt hat“, sagt Pomorski. Vom Jugen-
damt bekam er leider eine Absage: „Aus pädagogisch-fachlicher Sicht
ist anzumerken, dass es im Interesse der Kinder nicht nachvollziehbar
ist, dass die Zeit des begleiteten Umganges in polnischer Sprache er-
folgen soll. Für die Kinder kann die Förderung der deutschen Sprache
nur vorteilhaft sein, da diese in diesem Land aufwachsen und hier die
Schule besuchen.“



Jugendamt-Protestplakat. „Jahrzehnte Erfahrung im Klauen pol-
nischer Kinder. Die Zeit vergeht, die deutschen Ziele bleiben
unverändert“

Für Wojciech Pomorski war klar, dass eine solche Entscheidung grünes
Licht bedeutet für diskriminierende Praktiken im Familienleben der
Angehörigen einer Minderheit. Deswegen ging er in Hamburg vor ein Ver-
waltungsgericht, um Einsicht in interne Akten des Jugendamtes zu bekom-
men. Es gab eine Zeit, wo er gleichzeitig achtzehn Prozesse führte,
für die er gut sechzigtausend Euro an Anwaltshonoraren zahlte.

Er gewann den Prozess nach drei Jahren, als die angeblich verloren ge-
gangenen internen Akten wieder auffindbar waren. „Vor deutschen und
österreichischen Gerichten bin ich mehrere Male durch alle Instanzen
gegangen“, sagt Pomorski.



Gila Schindler

Er erfuhr Genugtuung als Gila Schindler, Vertreterin der deutschen
Regierung,  ihn am 7. Juni 2007 in Brüssel bei der Anhörung des Peti-
tionsausschusses im Europäischen Parlament zu den Praktiken der
deutschen Jugendämter für die Diskriminierung , die seiner Familie
widerfahren war um Entschuldigung bat. Bei etwa dreihundert weiteren
Eltern, die zusammen mit seiner Petition ebenfalls ihre eigenen Peti-
tionen eingereicht hatten, hat sich niemand entschuldigt.

„Herrn Pomorski ist Unrecht widerfahren, denn die Haltung des Jugen-
damtes war weder richtig noch rechtens. Es tut mir leid, dass das
passiert ist“, sagte Gila Schindler. „Jugendämter haben kaum Befug-
nisse, die ihnen Eingriffe in Elternrechte gestatten“, fügte sie
hinzu.

Einen aufschlussreichen und zugleich bedrückenden Bericht zu dieser An-
hörung finden Sie hier – Anm. RdP

Ausführliche Informationen zum Thema gibt es hier – Anm. RdP

Viele Medien waren damals im Europäischen Parlament vor Ort und haben
über die zweistündige Anhörung berichtet. Wojciech Pomorski schilderte
damals ausführlich die Germanisierung seiner Kinder. An seiner Situa-
tion und der Vorgehensweise der Jugendämter hat sich seitdem nichts
geändert

http://jugendamt-watch.blogspot.com/2012/03/eu-kommission-beschaftigt-sich-mit.html
http://jugendamt-watch.blogspot.com/2012/03/eu-kommission-beschaftigt-sich-mit.html
http://jugendamt-watch.blogspot.com/


(…)

Das polnische Auβenministerium räumt ein, dass es von Wojciech Po-
morskis „Polnischen Verband Eltern gegen Diskriminierung der Kinder in
Deutschland e.V.“ einen Teil der Hinweise auf Unregelmäßigkeiten in
der Vorgehensweise der Jugendämter bekommt. „Stets leiten wir in
solchen Fällen Schritte ein. Wir nehmen Verbindungen auf zu den El-
tern, zu den polnischen Konsulaten, zu deutschen Behörden. Wir fordern
Stellungnahmen ein bezüglich der vermeintlichen Verletzungen der
Rechte polnischer Staatsbürger. Wir sind behilflich bei den Eingaben
und arbeiten mit Anwälten in bereits laufenden Verfahren zusammen.“

Ein Erfolg des Auβenministeriums war unlängst die Rückkehr von drei
Kindern zu ihrer polnischen Mutter. Die Bemühungen dauerten über ein
Jahr lang. Die Söhne waren ihr in Deutschland weggenommen worden. Zu-
dem hatte man die Zwillinge woanders untergebracht als ihren Bruder.
Die Mutter durfte bei Besuchsterminen mit den Kindern nicht Polnisch
sprechen.

Wojciech Pomorskis „Polnischer Verband Eltern gegen Diskri-
minierung der Kinder in Deutschland e.V.“ Menschliche Tragödi-
en sind tägliches Brot

„Fünfzehn Jahre lang habe ich wie in einem Amokzustand gekämpft“,
berichtet Wojciech Pomorski. „Die Arbeit meines Verbandes hat keinem
Amt gepasst. Es liegt ja auf der Hand: wenn ich und der Verband aktiv
sein müssen, dann heiβt es, dass auch andere Eltern mit dem Problem
nicht fertig geworden sind. Dank uns, sind knapp eintausend durch Ju-
gendämter aus ihren Familien genommene Kinder nach Polen zurück-
gekehrt“, sagt Pomorski.



Ein kleines goldenes Herz von Swarovski

Wojciech Pomorski hat inzwischen seine Verbitterung verarbeitet und da-
raus bedachtes Handeln gemacht, überzeugt davon, dass Niederlagen
stärken können. Ähnlich verfährt Beata Bladzikowska. Sie behält die
Nerven, wenn ihr Sohn zum Abschied weint. „Polen sind meistens sehr ge-
fasst, innerlich stark. Würde ich jetzt aufbegehren, man würde mir die
Besuchstermine streichen.“

„Ich will nicht als Verlierer in die Heimat zurückkehren“, sagt Woj-
ciech Pomorski. „Ich muss zeigen, wie die Wahrheit aussieht. Wovor
soll ich denn Angst haben, wenn man mir bereits das Schlimmste angetan
hat: meine Kinder wurden mir weggenommen. In diesem pseudoliberalen
Land haben Schwule, haben Transsexuelle, haben Menschen mit Patholo-
gien ihre Rechte, und gleichzeitig darf man sich mit dem eigenen Kind
nicht in seiner Muttersprache unterhalten. Versuchen wir mal in Polen
den bei uns lebenden Deutschen zu verbieten Deutsch zu sprechen. Die
Protestwelle wäre riesig“, daran hegt Pomorski keinen Zweifel.

Um zu zeigen woher er stammt, trägt er einen kleinen polnischen Adler
um den Hals. Menschliche Tragödien sind sein tägliches Brot. Manchmal
bekommt er einige Anrufe pro Tag mit der Bitte zu helfen. Er steht den
verzweifelten Eltern Tag und Nacht zur Verfügung, die, wie er zuvor
selbst, durch diese Hölle gehen.

„Kinder werden aus ihren Familien genommen, wegen der Annahme, die El-
tern seien Alkoholiker, drogenabhängig, psychisch krank, gewalttätig“,
zählt Pomorski auf. Manche Mütter oder Väter schämen sich den Grund
anzugeben. Er hat gelernt nachsichtig zu sein, weil er meistens sowie-
so nicht erfahren wird, was sich in den vier Wänden der Leute abge-
spielt hat, die bei ihm Hilfe suchen. Er sieht und unterstützt die rie-
sige Entschlossenheit der Eltern, die bereit sind alles zu tun, damit
die Kinder zu ihnen zurückkehren.

„Tatsache ist, dass die Deutschen aussterben. Die Herausnahme der Kin-
der aus polnischen Familien liefert ihnen hervorragenden »Nachwuchs«“,
davon ist Pomorski überzeugt.

Sein Stellvertreter im Verein ist Klaus-Uwe Kirchhoff, ein Deutscher,
der zwölf Jahre lang im Jugendamt gearbeitet hat und aus ethischen
Gründen gegangen ist. Er kennt sich bestens aus.



Klaus-Uwe Kirchhoff

„Die Inobhutnahme der Kinder ist für das Jugendamt ein einträgliches
Geschäft. Die Lebenshaltungskosten eines Kindes steigen dadurch um das
Dreiβigfache. Die Eltern bekommen 190 Euro Kindergeld pro Monat. Das
Jugendamt bekommt diese Summe pro Tag. Das sind etwa sechstausend Euro
monatlich. Für ein behindertes Kind sind es gar fünfundzwanzigtausend
Euro im Monat“, erläutert Kirchhoff.

Es erschreckt ihn, wenn er in vielen deutschen Gerichtsakten zu Minder-
jährigen die Frage nach der „Erziehungsfähigkeit“ der Eltern liest.
„Sie erinnert“, seiner Meinung nach, „beunruhigend daran, dass es weit-
erhin eine Selektion gibt. Das Bundesverfassungsgericht verlangt
nicht, dass Eltern ihre “Erziehungsfähigkeit“ unter Beweis stellen
müssen. Dennoch ist davon bei Verhandlungen vor Familiengerichten im-
mer wieder die Rede, und das betrifft überwiegend Ausländer, darunter
auch polnische Eltern“, berichtet Kirchhoff.

Wojciech Pomorski traf 2017 seine ältere Tochter in Wien. Sie fand ihn
vor drei Jahren auf Facebook. „Vor mir saβ mein Töchterchen, dem Un-
recht angetan wurde, mein polnisches Mädchen, und ich musste mit ihr
Deutsch sprechen.“

Sie hat ihn sehr kühl behandelt und vom Gesicht des Vaters flossen die
Tränen auf den Blumenstrauβ, den er ihr mitgebracht hatte. Am nächsten
Tag bat sie ihn um ein weiteres Treffen. Sie lief ihm schon von Weitem
entgegen mit ausgestreckten Armen, umarmte ihn, so wie er sich das



erträumt hatte.

Er kaufte ihr ein goldenes Herzchen von Swarovski, damit sie nicht ver-
gisst, dass er sie immer lieben wird. Er überredete sie in den
Stephansdom zu gehen. Sie kniete nicht nieder, wie er, aber er hat dem
Herrn auch in ihrem Namen gedankt“, beendet seinen Bericht das Wochen-
blatt „Gość Niedzielny“.

Kinderschutz oder Kinderraub?
Am 25. November 2018 erschien im Wochenmagazin „Sieci“ („Netzwerk“)
ein Interview mit Rechtsanwalt Jerzy Kwaśniewski (Jahrgang 1984), dem
Vorsitzenden des konservativen Rechtshilfevereins Ordo Iuris. Der
Verein gewährt u. a. immer wieder Polen Rechtsbeistand, denen deutsche
und norwegische Behörden das Sorgerecht entziehen.

Jerzy Kwaśniewski

Frage: Der Fall Silje Garmo hat der polnischen Öffentlichkeit zum er-
sten Mal ganz konkret die Tätigkeit der norwegischen staatlichen Agen-
tur für das Wohlergehen von Kindern, Barnevernet, vor Augen geführt.
Groß ist bereits seit langem die Empörung über die deutschen Ju-
gendämter. Die Rechtshilfeorganisation Ordo Iuris („Rechtsordnung“),
der Sie vorstehen hat gegen die Willkür beider Behörden oft interve-
niert.



Ordo-Iuris-Emblem

Jerzy Kwaśniewski: Es gibt in Europa zwei Modelle zum Schutz des Kin-
deswohls. Das eine entstand in Skandinavien, und seine extremste Aus-
prägung erleben wir in Norwegen mit dem Barnevernet. Es wurde voll und
ganz von Deutschland übernommen. Seine Einflüsse sind auch in den Nied-
erlanden, Belgien, Österreich und Wales zu beobachten.

Die staatlichen Behörden dieser Länder nehmen sich das Recht, den El-
tern vorzugeben wie sie ihre Kinder zu erziehen haben. Dementsprechend
behält sich der Staat vor zu beurteilen, ob das Wohl des Kindes ge-
wahrt wird und um das zu gewährleisten, notfalls die Elternrechte von
Amtswegen auβer Kraft zu setzten. Hier wird der Begriff „elterliche Ge-
walt“ durch „elterliche Verantwortung“ ersetzt, verstanden als die Ver-
antwortung der Eltern gegenüber dem Staat, einzig und allein nach
dessen Vorschriften und Vorstellungen für den Nachwuchs zu sorgen.

Und das zweite Modell?

Das gilt in Polen, Italien, Spanien und einigen weiteren Ländern. Hier
steht die Familie im Vordergrund. Der Staat unterstützt die Familie
nur dort, wo sie wirklich versagt. Es gibt eine klare Grenze zwischen
der Familiensphäre und der Sphäre der öffentlichen Verwaltung. In die-
sen Ländern ist es nicht möglich ohne Gerichtsbeschluss, bezie-
hungsweise Gerichtsurteil, das Sorgerecht zu entziehen.

Kann man sagen, dass in Norwegen und Deutschland Beamte, die von
Beamten kontrolliert werden, das Sorgerecht entziehen und man ansch-



lieβend dagegen kaum noch etwas ausrichten kann?

Vor Gericht kann man in diesen Ländern, im Falle der Inobhutnahme
eines Kindes durch die Jugendfürsorge, erst in einer späten Phase ge-
hen. Dadurch entstehen solche Situationen, wie sie in Verfahren gegen
Norwegen vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR)
widergespiegelt werden. Die Kinder, um die es da geht, sind oft schon
so lange fern von der eigenen Familie, dass das Gericht die staatliche
Inobhutnahme, die dazu geführt hat zwar im Nachhinein für nicht recht-
ens befindet, aber ihre Rückkehr zu den leiblichen Eltern als ein Zufü-
gen von Leid bewertet, da diese Kinder sich inzwischen in der Pflege-
familie eingelebt haben.

Die Parlamentarische Versammlung des Europarates hat kürzlich eine
Entschlieβung zum norwegischen Barnevernet gefasst. Ausgangspunkt war
das dramatische Schicksal der rumänischen Familie Bodnariu.

Valeriu Ghiletchi

Der moldauische Europaratsabgeordnete Valeriu Ghiletchi verfasste ei-
nen Bericht über das norwegische Barnevernet-System. Der Einwanderer-
familie Bodnariu hatte Barnevernet fünf Kinder weggenommen, darunter
eins, das noch gestillt wurde. Erst eine heftige Protestwelle in der
ganzen Welt zwang die norwegischen Behörden dazu einzuräumen, dass die
Inobhutnahme der Kinder durch den Staat nicht rechtens war und die Kin-
der in ihre Familie zurückzuführen sind. Die Bodnarius sind unmittel-
bar danach aus Norwegen geflüchtet.



Familie Bodnariu

Die breite Öffentlichkeit konnte aus diesem Bericht ebenfalls ersehen,
dass nicht nur Ausländer sondern die Norweger selbst dieser Willkür
ausgesetzt sind. In den letzten Jahren hat der Europäische Gerichtshof
für Menschenrechte zehn Verfahren gegen Norwegen in Sachen Barnevernet
geführt.

Der Abgeordnete Valeriu Ghiletchi hat in seinem Bericht ebenfalls
dargelegt, wie das System aussehen und funktionieren sollte, um tat-
sächlich dem Kindeswohl zu dienen.

Wie lauten die wichtigsten Feststellungen des Berichts?

Zum einen steht über allem die leibliche Verbindung zwischen dem Kind
und seinen Eltern. Die Behörden können ab jetzt nicht mehr behaupten,
dass die biologische Bindung, die Verwandtschaft für das Kindeswohl
ohne Bedeutung seien.

Es gab nämlich sehr viele Fälle in Norwegen, in denen die Behörden be-
haupteten, dass für das Kind das „optimale Entwicklungsmilieu“ am
wichtigsten sei. Das heiβt, wir, die Behörden, können den leiblichen
Eltern das Kind wegnehmen, weil wir festgestellt haben, dass das Kind



in einem anderen Milieu, vielleicht einer reicheren, einer „mehr nor-
wegischen“ Umgebung bessere Lebensbedingungen haben wird.

Barnevernet. Tschechisches Protestplakat

So zum Beispiel teilte Barnevernet 2016 einem norwegischen Vater und
der tschechischen Mutter eines neunmonatigen Mädchens mit einem
genetisch bedingten Nierenleiden mit, dass sie die Möglichkeit hätten,
das Kind von sich aus für eine Pflegefamilie freizugeben. Andernfalls
hätten sie mit einem Verfahren seitens Barnevernet zu rechnen. Aus dem
Krankenhaus, wo sich das Mädchen in Behandlung befand, seien Hinweise
darauf eingegangen, dass es zu seinen Eltern eine ungenügende Bindung
entwickelt habe. Kurz darauf nahm Barnevernet den Eltern tatsächlich
das Kind weg und vertraute es einer Pflegefamilie an.

Zum zweiten stellt der Bericht fest, dass das Sorgerecht dazu da sei,
das Kind in die Familie wieder einzugliedern. Das Sorgerecht sei nicht
dazu da darauf hinzuarbeiten, dass die emotionale Bindung an die El-
tern erlischt, damit man das Kind für die Adoption freigeben oder
dauerhaft in der Pflegefamilie belassen kann. Es gehe darum alles
daran zu setzen, um die Krisensituation in der Familie zu bewältigen
und die emotionale Bindung an die Eltern zu erhalten.

Für Norweger und Deutsche ist das neu. Bei ihnen war die Kindesent-
nahme meistens mit der Zerstörung der ursprünglichen Familie verbun-
den. In Norwegen durften Eltern ihre weggenommen Kinder viermal im
Jahr eine Stunde lang sehen. Oft war nicht mal das gestattet. Die biol-
ogischen Eltern sollten möglichst schnell in Vergessenheit geraten.

Worin besteht die Macht von Barnevernet und der Jugendämter? Die öf-
fentliche Meinung scheint in ihrem Fall keine Bedeutung zu haben.



Die Norweger sagen, dass die spezifische skandinavische Mentalität das
Kritisieren von Behörden verbiete. Die Loyalität dem „Volksheim“ Staat
gegenüber sei wichtiger. Dass Barnevernet jetzt am Pranger der dorti-
gen Öffentlichkeit steht, verdanken sie den Migranten. In dem etwa
Fünfmillionen-Land leben inzwischen eine halbe Million Ausländer,
davon zweihunderttausend Polen. Die Migranten haben die Einheimischen
auf das Böse im System Barnevernet aufmerksam gemacht.

Anti-Barnevernet-Demonstration

Dieses System ist ein halbprivates Vorhaben. Die Pflegefamilien funk-
tionieren wie Unternehmen, die allein schon für die Bereitschaft Kin-
der aufzunehmen umgerechnet etwa sechzigtausend Euro im Jahr bekommen.
Doppelst so viel erhalten sie für die Aufnahme von zwei Kindern, wobei
der Staat alle Lebenshaltungskosten der Kinder übernimmt.
In Norwegen, das sagen viele Beobachter, sei durch die relativ häufi-
gen Sorgerechtsentzüge eine regelrechte Pflegeeltern-Industrie entstan-
den, die Teil eines Barnevernet-Filzes geworden sei.

Es scheint ein gutes Geschäft zu sein.

Tausende Norweger leben fast oder ausschlieβlich davon. Überwacht wird
das Ganze von privaten Firmen. Bei denen zählt nur noch der Gewinn.
Sie tun alles, um das Barnevernet-System so zu lassen wie es ist. Je
mehr Kinder ihren Eltern weggenommen werden, umso besser.



Silje Garmo mit Tochter Eira

Silje Garmo hat Barnevernet bereits während der Schwangerschaft
angekündigt das Neugeborene wegzunehmen. Es hieβ, sie sei medikamenten-
süchtig, pflege einen „chaotischen Lebenswandel“. Keine der Blutunter-
suchungen, denen sie sich unterziehen musste ergab eine Medikamentenab-
hängigkeit. Dennoch musste sie ihre erste Tochter abgeben. Silje Garmo
ist aus Norwegen geflohen und hat in Polen, zusammen mit ihrer einige
Monate alten zweiten Tochter Eira, Asyl beantragt.

Die Ausländerbehörde hat ihrem Antrag stattgegeben, doch das Auβenmin-
isterium als übergeordnete Behörde lehnte den Antrag ab. Die Begrün-
dung war nicht akzeptabel. Es hieβ, die Zusammenarbeit mit nor-
wegischen Staatsfirmen- und Behörden beim Bau der Baltic-Pipe-Erdöllei-
tung von Norwegen über Dänemark nach Polen könnte darunter leiden. Or-
do Iuris hat dagegen Berufung eingelegt. Leider wird auch dieser Ein-
spruch, aufgrund der Spezifik des Verwaltungsrechtsverfahrens, zuerst
vom Auβenministerium geprüft und erst dann kann er, falls erforder-
lich, vor Gericht gehen.

Ergänzung RdP:  Am 12. Dezember 2018 hat der polnische Außenminister
den Einspruch positiv beschieden. Silje Garmo und ihrer Tochter wurde
in Polen Asyl gewährt.

RdP



Kommentatorin Olga Doleśniak-Harczuk und Janusz Tycner diskutieren die
wichtigsten Ereignisse der letzten Zeit in Polen. ♦ Der Holocaust, das
Strafrecht und die historische Wahrheit. Polen und Israel reden mitei-
nander, Amerika schaut aufmerksam zu.  ♦ Neue deutsche Regierung, alte
polnische Bedenken: Nord Stream 2 und die französisch-deutschen Ver-
suche alle Gewalt in der EU an sich zu reiβen.  ♦ Polnische Kinder,
deutsche Jugendämter. Erste polnisch-deutsche Gespräche über ein wun-
des Problem. ♦ Degradierung oder Dienstgradherabsetzung. General
Jaruzelski und seinen Komplizen wird dder Generalsrang aberkannt. Eine
späte Genugtuung für ihre Opfer.

DAS WICHTIGSTE AUS POLEN 25.
FEBRUAR – 10. MÄRZ 2018

http://www.radiodienst.pl/das-wichtigste-aus-polen-25-februar-10-maerz-2018/
http://www.radiodienst.pl/das-wichtigste-aus-polen-25-februar-10-maerz-2018/

